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Befangenheit und Offenlegung von Naheverhältnissen im Habilitationsverfahren 

 
(Rahmenbedingungen für Habilitationsverfahren nach den an der WU geltenden Regelungen) 
 

Im VI. Hauptstück der WU Satzung (§ 39 Abs. 2), in der Geschäftsordnung des Senats (Anhang 1 der 
WU Satzung, § 8) und in den Habilitationsrichtlinien (Anhang 6 der WU Satzung, §§ 2 Abs 4 und 4 Abs 
4) finden sich Regelungen über den Umgang mit Befangenheit und Naheverhältnissen in Habilitati-
onsverfahren, die wiederum auf das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz verweisen. Aus der 
Zusammenschau all dieser Regelungen ergibt sich:  
Bei Mitgliedern von Habilitationskommissionen ist zwischen absoluten und relativen Befangenheits-
gründen sowie der Verpflichtung zur Offenlegung von Naheverhältnissen zu unterscheiden. Für Gut-
achter*innen gibt es eine Verpflichtung zur Offenlegung von Naheverhältnissen. Dieses Memo fasst 
zusammen, wann absolute und wann relative Befangenheitsgründe vorliegen und wann es zur Of-
fenlegung von Naheverhältnissen zu kommen hat, wer in solchen Fällen welche Schritte zu setzen 
hat und was die jeweiligen Konsequenzen sind. 

 
I. Die für Kommissionsmitglieder maßgebenden Regelungen 

 
A) Absolute Befangenheitsgründe 

 
Wann liegt jedenfalls Befangenheit vor? 

- In Sachen, an denen Kommissionsmitglieder selbst, einer ihrer Angehörigen oder eine von ihnen 
vertretene schutzberechtigte Person beteiligt sind1; 

- Angehörige sind Ehegatt*innen, Verwandte in gerader Linie, Verwandte 2ter bis 4ter Grad in der 
Seitenlinie, Verschwägerte in gerader Linie, Verschwägerte 2ter Grad in der Seitenlinie, Wahleltern, 
Wahlkinder, Pflegeeltern, Pflegekinder, Lebensgefährt*innen sowie deren Kinder und Enkel, einge-
tragene Partner*innen; 

- Wenn Kommissionsmitglieder als Bevollmächtigte (gewillkürte Vertretung) des*der Habilitations-
werber*in in Zusammenhang mit dem Bewerbungsverfahren bestellt waren oder noch bestellt 
sind. 

 
B) Relative Befangenheitsgründe 

 
Was sind relative Befangenheitsgründe? 

- Ein Kommissionsmitglied ist – zusätzlich zu den absoluten Befangenheitsgründen – auch dann be-
fangen, wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, seine*ihre volle Unbefangen-
heit in Zweifel zu ziehen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich ein Kommissionsmitglied nicht 
leichtfertig der Mitwirkung in der Kommission entziehen darf, zumal die Übernahme solcher Auf-
gaben auch zu den Dienstpflichten gehört. Maßgeblich ist, ob die Kommission bei vernünftiger 
Würdigung der konkreten Umstände Anlass hat, an der Unvoreingenommenheit und objektiven 
Einstellung des Kommissionsmitglieds zu zweifeln, sodass eine parteiliche Ausübung seines* ihres 
Amtes als wahrscheinlich angesehen werden muss. Von Befangenheit ist insbesondere dann zu 
sprechen, wenn die Möglichkeit besteht, dass ein Kommissionsmitglied durch seine*ihre persönli-
che Beziehung, zu der den Gegenstand einer Beratung und Beschlussfassung bildenden Sache oder 

 
1 Für Wahlen (zB Vorsitz in einer Kommission) und für Organzusammenstellungen (zB Zusammenstellung der Habi-
litationskommission) sind diese Regelungen nicht anzuwenden. 
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zu den an dieser Sache beteiligten Personen in der unparteiischen Amtsführung oder in einem un-
parteiischen Tätigwerden beeinflusst sein könnte. Das Wesen der Befangenheit liegt darin, dass 
die unparteiische Entscheidung durch unsachliche psychologische Motive gehemmt wird. Als Be-
fangenheitsgründe kommen in erster Linie private persönliche Beziehungen zu dem*der Habilita-
tionswerber*in in Betracht, die ein Naheverhältnis begründen, das bei objektiver Betrachtung zu-
mindest geeignet ist, den Anschein einer Voreingenommenheit zu erwecken. Es geht darum, ob 
ein Kommissionsmitglied durch außerhalb der Sache gelegene Motive beeinflusst sein könnte. 
Grundsätzlich kann eine professionelle Trennung zwischen beruflicher und privater Beziehung 
erwartet werden, sodass eine Hemmung an einer unparteiischen Entscheidung auch bei objektiver 
Betrachtung schon dem Anschein nach nicht befürchtet werden muss. Der Umstand, dass zwischen 
dem*der Habilitationswerber*in und dem Kommissionsmitglied ein kollegiales Verhältnis besteht, 
bewirkt für sich genommen noch keine Befangenheit. Nicht einmal das Bestehen eines Weisungs-
zusammenhangs im gegenwärtigen oder früheren beruflichen Umfeld indiziert isoliert betrachtet 
Befangenheit.  

 
Dazu Beispiele aus der Rechtsprechung. 

- „Dass [der*die Habilitationswerber*in] zu zwei der Kommissionsmitglieder über einen längeren 
Zeitraum in einem nahen beruflichen Umfeld gestanden ist, ist für sich genommen noch kein Indiz 
für eine Voreingenommenheit oder Befangenheit. Daran vermag auch der Umstand, dass es wäh-
rend dieser Zusammenarbeit zu mehreren Meinungsverschiedenheiten zwischen [dem*der Habili-
tationswerber*in] und ihrem Mentor bzw. ihrem vorgesetzten Arbeitsbereichsleiter gekommen ist, 
nichts zu ändern, insbesondere auch deshalb nicht, weil die Kommissionsmitglieder in dieser Funk-
tion nicht dazu aufgerufen sind, ein unmittelbares Urteil über die Habilitationswerberin selbst ab-
zugeben, sondern vielmehr auf Basis der Gutachten und Stellungnahmen eine Entscheidung zu tref-
fen haben.“ (BVwG 02.03.2021, W203 2226771/10001) 
-  „Kritische Äußerungen von Kommissionsmitgliedern […] bilden keinen Anhaltspunkt für die An-
nahme, diese Mitglieder seien gegen die Person des Beschwerdeführers derart eingenommen, dass 
sie an einer objektiven Beurteilung seiner künstlerischen Qualifikation gehindert gewesen wären.“ 
(VwGH 14.07.2011, 2009/10/0215) 
- „Mit der bloßen Behauptung, dass den Mitgliedern die "emotionale Äquidistanz" fehle, ihnen 
bestimmte Publikationen mangels einschlägiger Sprachkenntnisse nicht zugänglich seien oder sie 
den "Praxisbezug des Beschwerdeführers" nicht zu würdigen gewusst hätten, wird eine Befangen-
heit einzelner Kommissionsmitglieder nicht konkret dargetan.“ (VwGH 12.09.2005, 2002/10/0217) 

 
C) Welche Schritte sind von wem zu unternehmen? 

- Das Kommissionsmitglied, das seine*ihre eigene Befangenheit vermutet, hat dies dem*der 
Vorsitzenden der Kommission zu Beginn des Habilitationsverfahrens offenzulegen. 

- Wenn ein anderes Kommissionsmitglied einen möglichen Befangenheitsgrund dieses Kommissions-
mitglieds sieht, hat es dies ebenfalls dem*der Vorsitzenden der Kommission möglichst zu Beginn 
des Habilitationsverfahrens offenzulegen. 

- Bei der Beschlussfassung darüber, ob Befangenheit vorliegt, hat das Kommissionsmitglied, um 
dessen Befangenheit es geht, die Sitzung zu verlassen. 

- Die Kommission hat darüber zu entscheiden, ob ein Befangenheitsgrund vorliegt. Beim Vorliegen 
absoluter Befangenheitsgründe hat die Kommission zu beschließen, dass das Kommissionsmitglied 
befangen ist. Werden relative Befangenheitsgründe vorgebracht, kann die Kommission der darge-
legten Befangenheitsvermutung folgen oder die Gründe als nicht erheblich genug ansehen. 
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D) Was sind die Konsequenzen? 

- Beratung 

Das befangene Kommissionsmitglied ist von der Teilnahme an der Sitzung ausgeschlossen.  

- Abstimmung 

Das befangene Kommissionsmitglied ist daher ebenso von der Teilnahme an der Abstimmung aus-
geschlossen.  

- Fehlende Befangenheit 

Beschließt die Kommission, dass keine Befangenheit besteht, kann das Kommissionsmitglied sich 
weiterhin an der Beratung und der Abstimmung beteiligen. 

 
E) Offenlegung eines außerhalb von Befangenheitsgründen liegenden Naheverhältnisses 

 
Was ist ein solches Naheverhältnis? 

Naheverhältnisse zwischen einem Kommissionsmitglied und dem*der Habilitationswerber*in können 
sich etwa aus einem – nicht schon zur Befangenheit führenden – Verwandtschaftsverhältnis, einem Wei-
sungszusammenhang im beruflichen Umfeld oder einem früheren Betreuungsverhältnis (zB bei der Dis-
sertation) ergeben. Gemeinsame Veröffentlichungen als Co-Autor*innen oder der gemeinsame Vortrag 
bei einer Konferenz führen zu einem offenzulegenden Naheverhältnis (nicht jedoch automatisch zu ei-
nem persönlichen Naheverhältnis, das zur Befangenheit führen würde). 
 

Welche Schritte sind von wem zu setzen?  

- Das Kommissionsmitglied, das sich in einem solchen Naheverhältnis befindet, hat dies dem*der 
Vorsitzenden der Kommission zu Beginn des Habilitationsverfahrens offenzulegen. Wenn ein an-
deres Kommissionsmitglied ein Naheverhältnis bei diesem Kommissionsmitglied erkennt, kann es 
ihn*sie auffordern, dieses Naheverhältnis dem*der Vorsitzenden offenzulegen. 

- Die Offenlegung eines Naheverhältnisses eines Kommissionsmitglieds ist im Protokoll zu vermer-
ken. Die Transparenz im weiteren Verfahren ist dadurch gewahrt. 

- Wenn ein anderes Kommissionsmitglied diese Nahebeziehung vermutet, ohne dass das betroffene 
Kommissionsmitglied der Aufforderung nachkommt, diese Nahebeziehung selbst offen zu legen, 
ist dies ebenfalls im Protokoll zu vermerken. 

- Gewinnen Kommissionsmitglieder im Zuge der Offenlegung über das Naheverhältnis und der nach-
folgenden Beratung den Eindruck, dass das Naheverhältnis einen Befangenheitsgrund begründet, 
können sie dies der Kommission darlegen. Von der Kommission ist zu beschließen, ob ein Befan-
genheitsgrund vorliegt. Dabei ist nach dem in C) vorgesehenen Verfahren vorzugehen. 

- Bei der Beschlussfassung über die Frage, ob nicht ein bloßes Naheverhältnis, sondern auch ein 
Befangenheitsgrund vorliegt, hat das Kommissionsmitglied, um dessen Befangenheit es geht, die 
Sitzung zu verlassen. 
 
Was sind die Konsequenzen? 

- Durch die Offenlegung ist die Transparenz gegeben. Diese Offenlegung und die Gründe für die An-
nahme eines Naheverhältnisses sind im Protokoll zu dokumentieren. 

- Das Kommissionsmitglied kann sich bei der Beratung und Abstimmung beteiligen. 
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- Zieht die Kommission hingegen nach Offenlegung des Naheverhältnisses den Schluss, dass doch 
Befangenheit besteht, gelten dieselben Konsequenzen wie unter D). 
 

 
II. Die für Gutachter*innen maßgebenden Regelungen 

 
A) Auswahl der Gutachter*innen 

- Bei der Auswahl der Gutachter*innen ist ein persönliches Naheverhältnis zwischen diesen und 
dem*der Habilitationswerber*in (zB deutlich überwiegende wissenschaftliche Zuordnung zum*zur 
Gutachter*in) zu vermeiden. 

 
B) Offenlegung anderer Naheverhältnisse 

Was ist ein Naheverhältnis? 

Ein allfälliges Naheverhältnis zum*zur Habilitationswerber*in kann zB aus einem – nicht schon zur 
Befangenheit führenden – Verwandtschaftsverhältnis, einem Weisungszusammenhang im berufli-
chen Umfeld oder einem früheren Betreuungsverhältnis (zB bei der Dissertation) ergeben. Ge-
meinsame Veröffentlichungen als Co-Autor*innen oder der gemeinsame Vortrag bei einer Konfe-
renz führen zu einem offenzulegenden Naheverhältnis (nicht jedoch automatisch zu einem per-
sönlichen Naheverhältnis, das zu Befangenheit führen würde). 
 

Welche Schritte sind von wem zu unternehmen? 

- Die Gutachter*innen haben der Kommission jedes Naheverhältnis offenzulegen. 
- Sehen sich Gutachter*innen nicht in der Lage, die Eignung des*der Habilitationswerber*in objek-

tiv, unparteiisch und vorurteilsfrei zu beurteilen, haben sie zu bitten, ihre Aufgabe als Gutachter*in-
nen zurücklegen zu dürfen. Interne Gutachter*innen werden dabei besonders zu berücksichtigen 
haben, dass sie sich nicht leichtfertig ihrer Aufgabe als Gutachter*in entledigen können, zumal 
diese Aufgabe zu ihrer Dienstpflicht gehört. 

- Wenn ein*e Gutachter*in die Aufgabe zurücklegt, tritt gegebenenfalls der*die Ersatzgutachter*in 
an seine*ihre Stelle, sonst – falls dadurch weniger als zwei Gutachten insgesamt oder weniger als 
ein externes Gutachten erstellt würden – ist von den Senatsprofessor*innen ein*e weitere*r Gut-
achter*in zu bestellen. 
 
Was sind die Konsequenzen? 

- Durch die Offenlegung ist die Transparenz gegeben. 
- Die Offenlegung ermöglicht der Kommission, das Naheverhältnis bei der Würdigung des Gutach-

tens und ihrer Entscheidung zu berücksichtigen. 
- Wird das Gutachten trotz Naheverhältnis der Entscheidung der Kommission maßgeblich zu Grunde 

gelegt, hat die Kommission ihre Entscheidung ausführlich zu begründen. Gleiches gilt, wenn die 
Kommission – entgegen der Auffassung des*der Gutachter*in – sein*ihr Naheverhältnis als so gra-
vierend betrachtet, dass sie das Gutachten überhaupt nicht weiter berücksichtigen will. 

- Die Offenlegung eines Naheverhältnisses und die daraus folgenden Konsequenzen sind in der Be-
gründung der Kommission zu vermerken. 
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III. Anhang Relevante Bestimmungen 
 

AVG 

Befangenheit von Verwaltungsorganen 

§ 7. (1) Verwaltungsorgane haben sich der Ausübung ihres Amtes zu enthalten und ihre Vertretung zu 
veranlassen: 

1. in Sachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehörigen (§ 36a) oder eine von ihnen ver-
tretene schutzberechtigte Person beteiligt sind; 

2. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 
bestellt sind; 

3. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle Unbefangenheit in 
Zweifel zu ziehen; 

4. im Berufungsverfahren, wenn sie an der Erlassung des angefochtenen Bescheides oder der 
Berufungsvorentscheidung (§ 64a) mitgewirkt haben. 

(2) Bei Gefahr im Verzug hat, wenn die Vertretung durch ein anderes Verwaltungsorgan nicht so-
gleich bewirkt werden kann, auch das befangene Organ die unaufschiebbaren Amtshandlungen selbst 
vorzunehmen. 

Angehörige 

§ 36a. (1) Angehörige im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

1. der Ehegatte, 
2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten, dritten und vierten 

Grades in der Seitenlinie, 
3. die Verschwägerten in gerader Linie und die Verschwägerten zweiten Grades in der Sei-

tenlinie, 
4. die Wahleltern und Wahlkinder und die Pflegeeltern und Pflegekinder, 
5. Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder und Enkel einer die-

ser Personen im Verhältnis zur anderen Person sowie 
6. der eingetragene Partner. 

(2) Abs. 1 Z 3 gilt für eingetragene Partner sinngemäß. 

(3) Die durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft oder eingetragene Partnerschaft begründete Eigen-
schaft einer Person als Angehöriger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe, die Lebensgemeinschaft oder 
die eingetragene Partnerschaft nicht mehr besteht. 

Satzung der WU 

Gutachter*innen 
§ 39. (1) Die Bestellung der Gutachter*innen erfolgt durch die Universitätsprofessor*innen des  

Senats auf Vorschlag der Universitätsprofessor*innen des aufgrund der beantragten Lehrbefugnis  

zuständigen Departments oder der zuständigen Departments oder des zuständigen Konvents. 

(2) Bei der Auswahl der Gutachter*innen ist ein persönliches Naheverhältnis zwischen diesen  

und dem*der Habilitationswerber*in zu vermeiden. 
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GO des Senats 

§ 8 (1) In eigener Sache im Sinne des § 7 AVG darf ein Mitglied des Senats nicht abstimmen. 

(2) Die Befangenheit ist vom Mitglied selbst wahrzunehmen und dem*der Vorsitzenden mitzuteilen. 
Wird die mögliche Befangenheit von einem anderen Mitglied an den*die Vorsitzende*n herangetragen, 
entscheidet der Senat auf Antrag, ob Befangenheit vorliegt. Bei Vorliegen einer absoluten Befangenheit 
im Sinne des § 7 AVG hat der Senat keinen Entscheidungsspielraum. Bei der Beschlussfassung darüber, 
ob Befangenheit vorliegt, hat das Mitglied, um dessen Befangenheit es geht, die Sitzung zu verlassen. 

(3) Besteht Befangenheit, ist das betreffende Mitglied von der Teilnahme an der Beratung oder an 
der Abstimmung zu diesem Tagesordnungspunkt ausgeschlossen.“ 

 

Habilitationsrichtlinien des Senats 

Wahl und Entsendung der Mitglieder der Habilitationskommission 

§ 2. (1) Der*Die Vorsitzende des Senats hat den*die Kuriensprecher*in der Universitätsprofes-
sor*innen sowie jeweils eine von den Vertreter*innen der wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen nach § 
94 Abs. 2 Z 2 UG und der Studierenden des Senats namhaft gemachte Person umgehend vom Einlangen 
des Antrags zu verständigen, ihnen die elektronisch verfügbaren Unterlagen weiterzuleiten und sie auf-
zufordern, die Mitglieder und gegebenenfalls auch die Ersatzmitglieder der Habilitationskommission 
nach dem in den §§ 4 und 40 der Satzung vorgesehenen Verfahren zu wählen oder zu entsenden. Für 
die Beschlussfassung über die Einsetzung der Kommission im Senat ist neben den sonstigen Be-
schlusserfordernissen eine Mehrheit der anwesenden Mitglieder der Gruppe gemäß § 25 Abs. 4 Z 1 UG 
einschließlich der sonstigen Mitglieder des Senats mit venia docendi erforderlich. Ebenso hat der*die 
Vorsitzende des Senats den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen umgehend vom Einlangen des 
Antrags sowie über die Zusammensetzung der Habilitationskommission zu verständigen und ihm eben-
falls die elektronisch verfügbaren Unterlagen weiterzuleiten. 

(2) Ist unter den wissenschaftlichen Arbeiten eine Habilitationsschrift angeführt, können die zur 
Wahl oder Entsendung der Mitglieder der Habilitationskommission befugten Personengruppen mit der 
Wahl oder Entsendung zuwarten, bis der*die Habilitationswerber*in die Habilitationsschrift vorgelegt 
hat und diese im Senatsbüro zur Einsicht aufliegt.  

(3) Ein*e vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen nominierte*r Vertreter*in hat das Recht, 
an den Sitzungen einer Habilitationskommission mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) In eigener Sache oder bei Vorliegen sonstiger wichtiger Gründe im Sinne des § 7 AVG, wie 
insbesondere eines persönlichen Naheverhältnisses, darf ein Mitglied der Habilitationskommission nicht 
abstimmen; im Übrigen gilt § 8 der Geschäftsordnung des Senats und seiner Kommissionen (Anhang 
1). Die Mitglieder der Habilitationskommission haben ein allfälliges Naheverhältnis zu dem*der Habili-
tationswerber*in offenzulegen. 

 
Bestellung der externen und internen Gutachter*innen 

§ 4. (1) Die Universitätsprofessor*innen des Senats haben sich mit den von den auf Grund der 
beantragten Lehrbefugnis fachlich zuständigen Departments und Konventen erstatteten Vorschlägen 
sorgfältig auseinander zu setzen, sie sind aber nicht daran gebunden. Sie können insbesondere aus den 
Vorschlägen eine Auswahl treffen, wenn mehr Gutachter*innen vorgeschlagen wurden als zu bestellen 
sind, die Vorschläge ergänzen, wenn weniger Gutachter*innen vorgeschlagen wurden als zu bestellen 
sind oder sinnvollerweise vorsorglich bestellt werden sollten, und in begründeten Fällen von einzelnen 
Vorschlägen sogar abweichen.  

(2) Zu externen Gutachter*innen können Vertreter*innen des angestrebten Habilitationsfaches be-
stellt werden, die nicht in einem Dienstverhältnis zu WU stehen. Sie müssen entweder über eine Lehr-
befugnis oder über eine einer Lehrbefugnis vergleichbare Qualifikation verfügen. 
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(3) Zu internen Gutachter*innen können Universitätsprofessor*innen der WU bestellt werden, die 
Vertreter*innen des angestrebten Habilitationsfaches sind und die nicht der Habilitationskommission 
angehören. 

(4) Die Universitätsprofessor*innen des Senats haben mindestens zwei Gutachter*innen zu bestel-
len. Sie können auch vorsorglich zusätzliche Gutachter*innen für den Fall bestellen, dass die bestellten 
Gutachter*innen nicht bereit sind, ein Gutachten zu erstatten. Mindestens ein*e externe*r Gutachter*in 
ist zu bestellen. Bei der Auswahl der Gutachter*innen ist ein persönliches Naheverhältnis zwischen 
diesen und dem*der Habilitationswerber*in zu vermeiden (§ 39 Abs 2 Satzung). Ein allfälliges Nahe-
verhältnis zu dem*der Habilitationswerber*in ist von den Gutachter*innen offenzulegen. 
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